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Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes 2013 (HBegIG 2013) 


A. Problem und Ziel 

Das Bundeskabinett hat am 21. März 2012 die Eckwerte für den Regierungsent- 
wurf des Bundeshaushalts 2013 sowie für den Finanzplan bis zum Jahr 2016 
beschlossen. Die Umsetzung dieser Beschlüsse soll zu einer nachhaltigen Ftaus- 
haltspolitik führen und spätestens bis zum Jahr 2016 einen annähernd ausge- 
glichenen Bundeshaushalt ermöglichen. Der Eckwertebeschluss sieht hierfür 
unter anderem Konsolidierungsmaßnahmen im Bereich der Arbeitsforderung, der 
gesetzlichen Krankenversicherung und der gesetzlichen Rentenversicherung vor. 

Aufgrund der anhaltend günstigen Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt und der 
strukturellen Auswirkungen des im November 2011 verabschiedeten Gesetzes 
zur Verbesserung der Eingliederungschancen am Arbeitsmarkt ist die Bundes- 
agentur für Arbeit finanziell stabil aufgestellt. Sie wird bis zum Jahr 2016 vor- 
aussichtlich kein Darlehen des Bundes benötigen und Rücklagen aufbauen. Vor 
diesem Hintergrund sieht der Eckwertebeschluss vom 21. März 2012 die Strei- 
chung der Beteiligung des Bundes an den Kosten der Arbeitsförderung bei 
gleichzeitigem Wegfall des von der Bundesagentur für Arbeit an den Bund zu 
leistenden Eingliederungsbeitrags vor. 

Auch die finanzielle Situation der gesetzlichen Krankenversicherung hat sich 
derart entwickelt, dass der Bundeszuschuss für das Jahr 2013 einmalig um 
2 Mrd. Euro abgesenkt werden kann. Der Bund hatte nach § 221a des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) in der Fassung des Haushaltsbegleitgesetzes 
2011 einen zusätzlichen Bundeszuschuss an den Gesundheitsfonds in Höhe von 
2 Mrd. Euro geleistet. Diese Mittel, die zur finanziellen Konsolidierung der ge- 
setzlichen Krankenversicherung gewährt wurden, wurden aufgrund der positi- 
ven konjunkturellen Entwicklung nicht für Konsolidierungszwecke benötigt. 

Der Eckwertebeschluss vom 21. März 2012 sieht ebenfalls eine Kürzung der 
Leistungen des Bundes an die gesetzliche Rentenversicherung vor. Als Folge der 
notwendigen Haushaltskonsolidierung wird der allgemeine Bundeszuschuss an 
die allgemeine Rentenversicherung vorübergehend gekürzt. 


B. Lösung 

Das Gesetz dient der Umsetzung der Konsolidierungsmaßnahmen in den Be- 
reichen der Arbeitsförderung, der gesetzlichen Krankenversicherung und der 
gesetzlichen Rentenversicherung. 

Mit dem Gesetz fällt die Beteiligung des Bundes an den Kosten der Arbeitsför- 
derung, die im SGB 111 geregelt ist, weg. Zeitgleich wird der Eingliederungsbei- 
trag der Bundesagentur für Arbeit aufgehoben, den sie in Höhe der Hälfte der 


Drucksache 17/10588 


-2- 


Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode 


jährlichen Aufwendungen für die Eingliederungsleistungen und Verwaltungs- 
kosten in der Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II) an den Bundeshaus- 
halt zahlt. Durch den gleichzeitigen Wegfall des Eingliederungsbeitrags und der 
Beteiligung des Bundes an den Kosten der Arbeitsförderung werden die Finanz- 
beziehungen zwischen dem Bundeshaushalt und dem Flaushalt der Bundesagen- 
tur für Arbeit entflochten und zugleich die Konsolidierungsmaßnahmen des 
Eckwertebeschlusses im Bereich der Arbeitsförderung umgesetzt. Trotz der be- 
schriebenen Konsolidierungsmaßnahmen bleibt der Beitragssatz für die Arbeits- 
losenversicherung stabil. 

Im Bereich der gesetzlichen Krankenversicherung wird der jährliche Bundes- 
zuschuss an den Gesundheitsfonds im Jahr 2013 einmalig um 2 Mrd. Euro ver- 
mindert. 

Mit dem Gesetz wird zugleich der allgemeine Bundeszuschuss an die allgemei- 
ne Rentenversicherung für den auf die Jahre 2013bis2016 begrenzten Zeitraum 
abgesenkt. Im Jahr 2013 erfolgt eine Kürzung um 1 Mrd. Euro; jeweils eine Kür- 
zung um 1,25 Mrd. Euro erfolgt in den Jahren 2014 bis 2016. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Dadurch, dass die Beteiligung des Bundes an den Kosten der Arbeitsförderung 
wegfällt, entstehen ~ berechnet unter Einbeziehung der Steuerschätzung vom 
Mai 2012 - beim Bund in folgendem Umfang Minderausgaben: 

Wegfall der Beteiligung des Bundes an den Kosten der Arbeitsförderung 


Jahr 

2013 

2014 

2015 

2016 

Minderausgaben 

Bund (in Mio. Euro) 

6 127 

4 956 

4 970 

4 975 


Entsprechend ergeben sich Mindereinnahmen im Haushalt der Bundesagentur 
für Arbeit. 


Dadurch, dass die Bundesagentur für Arbeit den Eingliederungsbeitrag nicht 
mehr zahlt, entstehen beim Bund in folgendem Umfang Mindereinnahmen: 

Wegfall des Eingliederungsbeitrags der Bundesagentur für Arbeit 


Jahr 

2013 

2014 

2015 

2016 

Mindereinnahmen 
Bund (in Mio. Euro) 

3 973 

3 975 

3 976 

3 976 


Entsprechend ergeben sich Minderausgaben im Haushalt der Bundesagentur für 
Arbeit. 


Infolge der einmaligen Verminderung des Bundeszuschusses an den Gesund- 
heitsfonds ergeben sich für den Bund im Haushaltsjahr 2013 Minderausgaben in 
Höhe von 2 Mrd. Euro. 

Durch die Kürzung des allgemeinen Bundeszuschusses an die allgemeine Ren- 
tenversicherung um 1 Mrd. Euro im Jahr 2013 und um jeweils 1,25 Mrd. Euro 
in den Jahren 2014 bis 2016 fällt die erwartete Absenkung des Beitragssatzes zur 
Rentenversicherung zum 1. Januar 2013 um 0,1 Prozentpunkte geringer aus. Der 
Beitragssatz in der Rentenversicherang wird damit nach den aktuellen Annah- 
men 2013 weiter abgesenkt. 
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Aufgrund der geltenden Fortschreibungsregelungen reduziert sich der allgemei- 
ne Bundeszuschuss tatsächlich um weniger als den gesetzlichen Kürzungsbe- 
trag. Zudem fallen der allgemeine Bundeszuschuss (Ost) und die Beiträge des 
Bundes für Kindererziehungszeiten höher aus als ohne die Konsolidierungsmaß- 
nahme. Der knappschaftlichen Rentenversicherung entstehen höhere Beitrags- 
eiimahmen und damit ein geringeres Defizit. 

Unter Berücksichtigung dieser unmittelbaren Rückwirkungen führt die Kürzung 
des allgemeinen Bundeszuschusses berechnet unter Einbeziehung der Renten- 
schätzung vom April 2012 und der Steuerschätzung vom Mai 2012 zu einer 
Nettoentlastung des Bundeshaushalts von knapp 0,8 Mrd. Euro im Jahr 2013 
und von rund 1 Mrd. Euro jährlich in den Jahren 2014 bis 2016. 

Für die Haushalte der Gebietskörperschaften in deren Funktion als Arbeitgeber 
vermindert sich die Entlastung aufgrand der durch die Konsolidierungsmaßnah- 
me um 0, 1 Prozentpunkte geringeren Absenkung des Beitragssatzes zur Renten- 
versicherung ab 2013 um rund 35 Mio. Euro jährlich. 


E. Erfüllungsaufwand 

E. 1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Durch das Gesetz entsteht kein Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger. 
E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Durch das Gesetz entsteht kein Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft. Es werden 
keine Informationspfiichten eingeführt, geändert oder abgeschafft. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Der Erfüllungsaufwand der Verwaltung wird durch den Wegfall der Beteiligung 
des Bundes an den Kosten der Arbeitsförderang im SGB 111 und den gleich- 
zeitigen Wegfall des Eingliederangsbeitrags geringfügig reduziert, da die ent- 
sprechenden Überweisungen beziehungsweise Verrechnungen nicht mehr getätigt 
werden müssen. 

Durch die einmalige Verminderung des Bundeszuschusses an den Gesundheits- 
fonds sowie durch die vorübergehende Verringerung des allgemeinen Bundes- 
zuschusses an die gesetzliche Rentenversicherung entsteht der Verwaltung kein 
Erfüllungsaufwand. 


F. Weitere Kosten 

Durch die vorübergehende Kürzung des allgemeinen Bundeszuschusses an die 
allgemeine Rentenversicherung fällt die erwartete Absenkung des Beitragssat- 
zes zur Rentenversicherung zum 1. Januar 2013 um 0,1 Prozentpunkte geringer 
aus. Die Beitragsentlastung der Arbeitgeber und Beschäftigten vermindert sich 
dadurch pro Jahr um rund 0,9 Mrd. Euro. 

Für die Wirtschaft, insbesondere auch für die mittelständischen Unternehmen, 
und für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer entstehen aber langfristig kei- 
ne Mehrkosten. Nennenswerte Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere 
auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 


Berlin, 'J, September 2012 


DIE BUNDESKANXLERIN 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes 2013 (HBegIG 2013) 
mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 NKRG 
ist als Anlage 2 beigefügt. 

Der Gesetzentwurf ist dem Bundesrat am 10. August 2012 als besonders 
eilbedürftig zugeleitet worden. 

Die Stellungnahme des Bundesrates zu dem Gesetzentwurf sowie die Auffassung 
der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates werden 
unverzüglich nachgereicht. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes 2013 (HBegIG 2013) 

Vom ... 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 
Änderung des 

Zweiten Buehes Sozialgesetzbueh 

§ 46 Absatz 4 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch 
- Grundsicherung für Arbeitsuchende - in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 13. Mai 2011 (BGBl. 1 S. 850, 2094), 
das zuletzt durch . . . (BGBl. IS. . . .) geändert worden ist, wird 
aufgehoben. 

Artikel 2 
Änderung des 

Dritten Buehes Sozialgesetzbueh 

§ 363 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch - Arbeits- 
forderung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 24. März 1997, 
BGBl. 1 S. 594, 595), das zuletzt durch ... (BGBl. IS....) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . Absatz 1 wird aufgehoben. 

2. Die Absätze 2 und 3 werden die Absätze 1 und 2. 

Artikel 3 
Änderung des 

Fünften Buehes Sozialgesetzbueh 

Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Kran- 
kenversicherung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezem- 
ber 1988, BGBl. I S. 2477, 2482), das zuletzt durch Artikel 8 
des Gesetzes vom 12. April 2012 (BGBl. I S. 579) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 221 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Der Bund leistet zur pauschalen Abgeltung der 
Aufwendungen der Krankenkassen für versicherungs- 
fremde Leistungen 12 Milliarden Euro für das Jahr 2013 
und ab dem Jahr 2014 jährlich 14 Milliarden Euro in mo- 
natlich zum ersten Bankarbeitstag zu überweisenden 
Teilbeträgen an den Gesundheitsfonds.“ 


2. § 221a wird aufgehoben. 

3. § 271 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nummer 5 werden die Wörter „den 
§§221 und 221a“ durch die Angabe „§ 221“ ersetzt. 

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Den Eiimahmen des Gesundheitsfonds nach Absatz 1 
werden im Jahr 2013 2 Milliarden Euro abzüglich des 
Anteils an diesem Betrag, der sich nach § 221a Satz 2 
in der am 9. Dezember 2010 geltenden Fassung be- 
misst, aus der Liquiditätsreserve zugeführt.“ 

Artikel 4 
Änderung des 

Seehsten Buehes Sozialgesetzbueh 

Dem § 213 Absatz 2a des Sechsten Buches Sozialgesetz- 
buch - Gesetzliche Rentenversicherung - in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. Februar 2002 (BGBl. I S. 754, 
1404, 3384), das zuletzt durch ... (BGBl. IS....) geändert 
worden ist, wird folgender Satz angefügt: 

„Abweichend von Satz 1 beträgt der pauschalierte Minde- 
rungsbetrag im Jahr 2013 1,34 Milliarden Euro und in den 
Jahren 2014 bis 2016 jeweils 1,59 Milliarden Euro.“ 

Artikel 5 

Weitere Änderung des 
Seehsten Buehes Sozialgesetzbueh 

§ 2 13 Absatz 2a Satz 3 des Sechsten Buches Sozialgesetz- 
buch, das zuletzt durch Artikel 4 dieses Gesetzes geändert 
worden ist, wird aufgehoben. 

Artikel 6 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am 
1 . Januar 2013 in Kraft. 

(2) Artikel 5 tritt am 1. Januar 2017 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Inhalt des Gesetzes 

Das Bundeskabinett hat am 21. März 2012 die Eckwerte für 
den Regierungsentwurf des Bundeshaushalts 2013 sowie für 
den Finanzplan bis zum Jahr 2016 beschlossen. Ziel ist eine 
nachhaltige Haushaltspolitik, die spätestens bis zum Jahr 
2016 einen armähemd ausgeglichenen Haushalt ermöglichen 
soll. Der Eckwertebeschluss sieht hierfür unter anderem 
Konsolidierungsmaßnahmen im Bereich der Arbeitsförde- 
rung, der gesetzlichen Krankenversicherung und der gesetz- 
lichen Rentenversicherung vor. Dadurch wird in diesem Be- 
reich wie bereits in den vergangenen Jahren ein erheblicher 
Beitrag zur Konsolidierung des Bundeshaushalts geleistet. 
Aufgrund der anhaltend günstigen Entwicklung auf dem Ar- 
beitsmarkt und auch wegen der strukturellen Auswirkungen 
des im November 2011 verabschiedeten Gesetzes zur Ver- 
besserung der Eingliederungschancen am Arbeitsmarkt ist 
die Bundesagentur für Arbeit finanziell stabil aufgestellt. Sie 
wird bis zum Jahr 2016 voraussichtlich kein Darlehen des 
Bundes benötigen und Rücklagen aufbauen. Vor diesem 
Hintergrund sieht der Eckwertebeschluss die Streichung der 
Beteiligung des Bundes an den Kosten der Arbeitsforderung 
vor. Gleichzeitig soll der von der Bundesagentur für Arbeit 
an den Bund zu leistende Eingliederungsbeitrag entfallen. 

Mit dem Gesetz wird daher die Beteiligung des Bundes an 
den Kosten der Arbeitsförderung nach § 363 Absatz 1 des 
Dritten Buches Sozialgesetzbuch (SGB III) gestrichen. Zeit- 
gleich entfallt der im bisherigen § 46 Absatz 4 des Zweiten 
Buches Sozialgesetzbuch (SGB II) geregelte Eingliede- 
rungsbeitrag der Bundesagentur für Arbeit, den sie in Höhe 
der Hälfte der jährlichen Aufwendungen für die Eingliede- 
rungsleistungen und Verwaltungskosten in der Grundsiche- 
rung für Arbeitsuchende (Zweites Buch Sozialgesetzbuch - 
SGB II) an den Bundeshaushalt zahlt. Durch den Wegfall des 
Eingliederungsbeitrags und der Beteiligung des Bundes an 
den Kosten der Arbeitsforderung werden zudem die Finanz- 
beziehungen zwischen dem Bundeshaushalt und dem Haus- 
halt der Bundesagentur für Arbeit entflochten. Des Weiteren 
wird als Folge der notwendigen Haushaltskonsolidierung in 
§ 213 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI) eine 
vorübergehende Kürzung des allgemeinen Bundeszuschus- 
ses an die allgemeine Rentenversicherung von 1 Mrd. Euro 
im Jahr 2013 und von jeweils 1,25 Mrd. Euro in den Jahren 
2014 bis 2016 vorgenommen. 

Im Bereich der gesetzlichen Krankenversicherung wird der 
jährliche Bundeszuschuss an den Gesundheitsfonds im Jahr 
2013 einmalig um 2 Mrd. Euro vermindert. 

II. Gesetzgebungskompetenz des Bundes 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich aus 
Artikel 74 Absatz 1 Nummer 12 des Grundgesetzes. Danach 
hat der Bund für die Sozialversicherung einschließlich der 
Arbeitslosenversicherung die konkurrierende Gesetzge- 
bungskompetenz. 


III. Finanzielle Auswirkungen 

Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

1. Bundeshaushalt 

Infolge des Wegfalls der Beteiligung des Bundes an den 
Kosten der Arbeitsforderung im SGB III entstehen in folgen- 
dem Umfang Minderausgaben beim Bund: 

Wegfall der Beteiligung des Bundes an den Kosten der Ar- 
beitsförderung 


Jahr 

2013 

2014 

2015 

2016 

Minderausgaben 

Bund (in Mio. Euro) 

6 127 

4 956 

4 970 

4 975 


Durch den gleichzeitigen Wegfall des Eingliederungsbei- 
trags der Bundesagentur für Arbeit an den Bundeshaushalt 
für die Eingliederungsleistungen und Verwaltungskosten in 
der Grundsicherung für Arbeitsuchende entstehen zudem in 
folgendem Umfang Mindereinnahmen beim Bund: 

Wegfall des Eingliederungsbeitrags der Bundesagentur für 
Arbeit 


Jahr 

2013 

2014 

2015 

2016 

Mindereinnahmen 
Bund (in Mio. Euro) 

3 973 

3 975 

3 976 

3 976 


Insgesamt werden durch die beiden vorgenannten Konsoli- 
dierungsmaßnahmen in den Jahren 2013 bis 2016 Minder- 
einnahmen beim Bund in Höhe von rund 15,9 Mrd. Euro er- 
zielt. Dem stehen insgesamt Minderausgaben des Bundes in 
Höhe von rund 2 1 Mrd. Euro gegenüber. 

Infolge der einmaligen Verminderung des Bundeszuschusses 
an den Gesundheitsfonds ergeben sich für den Bund im 
Haushaltsjahr 2013 Minderausgaben in Höhe von 2 Mrd. 
Euro. 

Durch die Kürzung des allgemeinen Bundeszuschusses an 
die allgemeine Rentenversicherung um 1 Mrd. Euro im Jahr 
2013 und um jeweils 1,25 Mrd. Euro in den Jahren 2014 bis 
2016 fallt die erwartete Absenkung des Beitragssatzes zur 
Rentenversicherung zum 1. Januar 2013 um 0,1 Prozent- 
punkte geringer aus als ohne diese Maßnahme. Der im Ver- 
gleich zur Entwicklung ohne Kürzung um 0,1 Prozentpunkte 
höhere Beitragssatz führt infolge der geltenden Fortschrei- 
bungsregelungen dazu, dass die tatsächliche Minderung des 
allgemeinen Bundeszuschusses geringer ausfällt als die je- 
weilige Erhöhung des Minderungsbetrages. Der Beitragssatz 
in der gesetzlichen Rentenversicherung wird damit nach den 
aktuellen Annahmen 2013 weiter abgesenkt. 

In der Folge ergibt sich weiterhin ein höherer allgemeiner 
Bundeszuschuss (Ost) als ohne diese Maßnahme. Der allge- 
meine Bundeszuschuss (Ost) bemisst sich als der Anteil an 
den Rentenausgaben (Ost), den der allgemeine Bundeszu- 
schuss vor Abzug des Minderungsbetrags an den Rentenaus- 
gaben (West) darstellt. Der infolge des höheren Beitragssat- 
zes rechnerisch höhere allgemeine Bundeszuschuss vor 
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Abzug des Minderungsbetrages zieht damit einen höheren 
allgemeinen Bundeszuschuss (Ost) nach sich. 

Gleichzeitig fuhrt der höhere Beitragssatz fortschreibungs- 
bedingt zu höheren Beiträgen des Bundes für Kindererzie- 
hungszeiten als ohne diese Maßnahme. 

ln der knappschaftlichen Rentenversicherung führt der höhe- 
re Beitragssatz zu höheren Beitragseirmahmen und in der 
Folge zu einem geringeren Defizit, was sich grundsätzlich 
mindernd auf den Zuschuss des Bundes zur knappschaft- 
lichen Rentenversicherung auswirkt. 

Unter Berücksichtigung dieser unmittelbaren Rückwirkun- 
gen führt die Kürzung des allgemeinen Bundeszuschusses 
um 1 Mrd. Euro beziehungsweise um 1,25 Mrd. Euro jähr- 
lich zu einer Nettoentlastung des Bundeshaushalts von 
knapp 0,8 Mrd. Euro im Jahr 2013 und von rund 1 Mrd. Euro 
jährlich in den Jahren 2014 bis 2016. 

Tabelle: Auswirkungen der Kürzung des allgemeinen Bun- 
deszuschusses an die allgemeine Rentenversiche- 
rung auf den Bundeshaushalt (in Mio. Euro); Be- 
lastungen (-(-) und Entlastungen (-) 


Jahr 

2013 

2014 

2015 

2016 

Allgemeiner Bundes- 
zuschuss 

-849 

-1 095 

-1 091 

-1 087 

Allgemeiner Bundes- 
zuschuss (Ost) 

40 

40 

41 

43 

Beiträge des Bundes 
für Kindererzie- 
hungszeiten 

61 

62 

64 

66 

Zuschuss des Bundes 
zur knappschaft- 
lichen Renten- 
versicherung 

-15 

-15 

-15 

-15 

Insgesamt* 

-763 

-1 008 

-1 001 

-994 


* Abweichungen in den Summen sind rundungsbedingt. 

Für die Haushalte der Gebietskörperschaften in ihrer Funk- 
tion als Arbeitgeber vermindert sich die Entlastung aufgrund 
der durch die Konsolidierungsmaßnahme um 0,1 Prozent- 
punkte geringeren Absenkung des Beitragssatzes zur Ren- 
tenversicherung ab 2013 um rund 35 Mio. Euro jährlich. Da- 
von entfallen rund 3 Mio. Euro jährlich auf den Bund. 

2. Haushalte von Länder und Kommnnen 

Durch den Wegfall des Eingliederungsbeitrags der Bundes- 
agentur für Arbeit im SGB 11, den Wegfall der Beteiligung 
des Bundes an den Kosten der Arbeitsförderung im SGB 111 
sowie durch die einmalige Verminderung des Bundeszu- 
schusses an den Gesundheitsfonds sind keine finanziellen 
Auswirkungen auf die Haushalte der Länder und Kommu- 
nen zu erwarten. 

Für die Haushalte der Gebietskörperschaften in ihrer Funk- 
tion als Arbeitgeber vermindert sich die Entlastung aufgrund 
der durch die Konsolidierungsmaßnahme um 0,1 Prozent- 
punkte geringeren Absenkung des Beitragssatzes zur Ren- 
tenversicherung ab 2013 um rund 35 Mio. Euro jährlich. Da- 


von entfallen rund 1 1 Mio. Euro jährlich auf die Länder und 
rund 21 Mio. Euro jährlich auf die Gemeinden. 

3. Haushalt der Bundesagentur für Arbeit 

Infolge des Wegfalls der Beteiligung des Bundes an den 
Kosten der Arbeitsforderung im SGB 111 entstehen - berech- 
net unter Einbeziehung der Steuerschätzung vom Mai 2012 - 
in folgendem Umfang Mindereinnahmen im Haushalt der 
Bundesagentur für Arbeit: 

Wegfall der Beteiligung des Bundes an den Kosten der Ar- 
beitsförderung 


Jahr 

2013 

2014 

2015 

2016 

Mindereinnahmen 
Bundesagentur für 
Arbeit (in Mio. Euro) 

6 127 

4 956 

4 970 

4 975 


Durch den gleichzeitigen Wegfall des Eingliederungsbei- 
trags der Bundesagentur für Arbeit an den Bundeshaushalt 
für die Eingliederungsleistungen und Verwaltungskosten in 
der Grundsicherung für Arbeitsuchende entstehen in folgen- 
dem Umfang Minderausgaben im Haushalt der Bundesagen- 
tur für Arbeit: 

Wegfall des Eingliederungsbeitrags der Bundesagenhrr für 
Arbeit 


Jahr 

2013 

2014 

2015 

2016 

Minderausgaben 
Bundesagentur für 
Arbeit (in Mio. Euro) 

3 973 

3 975 

3 976 

3 976 


Per Saldo stehen der Bundesagentur für Arbeit bis 2016 da- 
mit rund 5,1 Mrd. Euro weniger Mittel zur Verfügung. Dies 
kann sie aus ihren Rücklagen decken. 


IV. Erfüllungsaufwand 

1. Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Durch das Gesetz entsteht kein Erfüllungsaufwand für Bür- 
gerinnen und Bürger. 

2. Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Durch das Gesetz entsteht kein Erfüllungsaufwand für die 
Wirtschaft. Es werden keine Informationspflichten einge- 
führt, geändert oder abgeschafft. 

3. Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Der Erfüllungsaufwand der Verwaltung wird durch den 
Wegfall der Beteiligung des Bundes an den Kosten der Ar- 
beitsförderung im SGB 111 und den gleichzeitigen Wegfall 
des Eingliederungsbeitrags geringfügig reduziert, da die ent- 
sprechenden Überweisungen beziehungsweise Verrechnun- 
gen nicht mehr getätigt werden müssen. 

Die einmalige Verminderung des Bundeszuschusses an den 
Gesundheitsfonds und die vorübergehende Kürzung des all- 
gemeinen Bundeszuschusses an die gesetzliche Rentenversi- 
cherung haben keine Auswirkungen auf das Verwaltungs ver- 
fahren. 
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V. Weitere Kosten 

Durch die zeitlich befristete Kürzung des allgemeinen Bun- 
deszuschusses fällt die erwartete Absenkung des Beitrags- 
satzes zur Rentenversicherung zum 1. Januar 2013 um 
0,1 Prozentpunkte geringer aus. Die Beitragsentlastung der 
Arbeitgeber und Beschäftigten vermindert sich dadurch pro 
Jahr um rund 0,9 Mrd. Euro. 

Für die Wirtschaft, insbesondere auch für die mittelständi- 
schen Unternehmen, und für die Arbeitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmer entstehen aber langfristig keine Mehrkosten. 
Nennenswerte Auswirkungen auf das Preisniveau, insbeson- 
dere das Verbraucherpreisniveau, sind durch die Maßnahme 
nicht zu erwarten. 

VI. Gleichstellungspolitische Gesetzesfolgenabschätzung 

Die gleichstellungspolitischen Auswirkungen der Gesetzes- 
änderungen wurden geprüft. Die Regelungen sind ge- 
schlechtsneutral fonnuliert. Es ergeben sich keine Hinweise 
auf eine unterschiedliche Betroffenheit von Männern und 
Frauen. 

VII. Vereinbarkeit mit EU-Recht 

Das Gesetz ist mit dem Recht der Europäischen Union ver- 
einbar. 

VIII. Nachhaltigkeit 

Die Maßnahmen tragen zur nachhaltigen Konsolidierung des 
Bundeshaushalts bei. Durch die Befristung der Verringerung 
der Zuschüsse in der gesetzlichen Rentenversicherung ist si- 
chergestellt, dass keine dauerhaften Einschnitte in die Leis- 
tungsfähigkeit der gesetzlichen Rentenversicherung vorge- 
nommen werden. Lediglich vorübergehend tritt eine um 
0,1 Prozentpunkte verringerte Absenkung des Beitragssat- 
zes zur Rentenversicherung ein. Dies stellt keine stark belas- 
tende Maßnahme für die Bürgerinnen und Bürger dar. Der 
Beitragssatz in der gesetzlichen Rentenversicherung wird 
damit nach den aktuellen Annahmen 2013 weiter abgesenkt. 
Das Gesetz berücksichtigt daher in seinen Folgen die Ziele 
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und sozialen Verant- 
wortung im Sinne der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie. 

B. Besonderer Teil 
Zu den Artikeln 1 und 2 

Mit Artikel 1 wird der Eingliederungsbeitrag der Bundes- 
agentur für Arbeit an den Bundeshaushalt für die Eingliede- 
rungsleistungen in der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
(SGB II) aufgehoben. Zeitgleich fällt mit Artikel 2 die Betei- 
ligung des Bundes an den Kosten der Arbeitsförderung im 
SGB III weg. Durch den Wegfall des Eingliederungsbeitrags 
und der Beteiligung des Bundes an den Kosten der Arbeits- 
forderung werden die Finanzbeziehungen zwischen dem 
Bundeshaushalt und dem Haushalt der Bundesagentur für 
Arbeit entflochten. 

Ein im Jahr 20 1 2 zu hoch gezahlter Eingliederungsbeitrag ist 
der Bundesagentur für Arbeit zeitnah zu erstatten. Ein im 
Jahr 2012 zu gering gezahlter Eingliederungsbeitrag ist von 
der Bundesagentur für Arbeit zeitnah an den Bund abzufüh- 
ren. 


Trotz der beschriebenen Konsolidierungsmaßnahmen bleibt 
der Beitragssatz für die Arbeitslosenversicherung stabil. 

Zu Artikel 3 
Zu Nummer 1 

Der jährliche Bundeszuschuss an den Gesundheitsfonds 
nach § 221 Absatz 1 SGB V beträgt seit 2012 14 Mrd. Euro. 
Im Jahr 2013 wird er einmalig von 14 Mrd. Euro auf 12 Mrd. 
Euro gesenkt. Den Einnahmen des Gesundheitsfonds im Jahr 
2013 (§ 271 Absatz 2 Satz 4 SGB V - neu -) werden im Ge- 
genzug die 2 Mrd. Euro aus der Liquiditätsreserve zugeführt, 
die der Bund deiu Gesundheitsfonds im Jahr 2011 zur finan- 
ziellen Konsolidierung der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung (GKV) bereitgestellt hat. Da die Liquiditätsreserve die 
in § 271 Absatz 2 Satz 2 SGB V vorgesehene Mindestgrenze 
von 20 Prozent der durchschnittlich auf den Monat entfallen- 
den Ausgaben des Gesundheitsfonds auch nach der Bereit- 
stellung dieses Betrags für Zuweisungen an die Krankenkas- 
sen voraussichtlich noch deutlich überschreiten wird, ist 
diese Zuführung möglich, ohne die Funktion der Liquiditäts- 
reserve zu gefährden. Im Übrigen beträgt der Bundeszu- 
schuss nach § 221 Absatz 1 SGB V ab 2014 wieder 14 Mrd. 
Euro. 

Zu Nummer 2 

§ 221a SGB V regelt die Gewährung des zusätzlichen Bun- 
deszuschusses an die GKV in Höhe von 2 Mrd. Euro im Jahr 
2011. Diese Zahlung ist erfolgt. Die Vorschrift kann daher 
aus Gründen der Rechtsbereinigung entfallen. 

Zu Nummer 3 
Zu Buehstabe a 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zur 
Aufhebung des § 221a SGB V. 

Zu Buchstabe b 

Der Bund hat nach § 221a SGB V in der Fassung des Haus- 
haltbegleitgesetzes 2011 an den Gesundheitsfonds einen zu- 
sätzlichen Bundeszuschuss in Höhe von 2 Mrd. Euro geleis- 
tet. Diese Mittel, die zur finanziellen Konsolidierung der 
gesetzlichen Krankenversicherung gewährt wurden, werden 
im Jahr 2013 den Einnahmen des Gesundheitsfonds nach 
§ 27 1 Absatz 1 SGB V zugeführt. Dieser Betrag wird verrin- 
gert um den Anteil der Landwirtschaftlichen Krankenkassen 
an dem zusätzlichen Bundeszuschuss im Jahr 2011, der sich 
gemäß § 221a Satz 2 SGB V in der am 9. Dezember 2010 
geltenden Fassung bemisst. Da die Liquiditätsreserve die in 
§ 27 1 Absatz 2 Satz 2 SGB V vorgesehene Mindestgrenze 
von 20 Prozent der durchschnittlich auf den Monat entfallen- 
den Ausgaben des Gesundheitsfonds auch nach der Bereit- 
stellung dieses Betrags für Zuweisungen an die Krankenkas- 
sen voraussichtlich noch deutlich überschreiten wird, ist 
diese Zuführung möglich, ohne die Funktion der Liquiditäts- 
reserve zu gefährden. Dies dient dem vollständigen Aus- 
gleich der einmaligen Absenkung des Bundeszuschusses 
nach § 221 Absatz 1 SGB V im Jahr 2013 von 14 Mrd. Euro 
auf 12 Mrd. Euro, so dass auch im Jahr 2013 14 Mrd. Euro 
abzüglich des auf die Landwirtschaftlichen Krankenkassen 
entfallenden Anteils zuweisungsrelevant sind. 
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Zu Artikel 4 

Zusätzlich zur bisherigen Verminderung des allgemeinen 
Bundeszuschusses in den alten Bundesländern um 340 Mio. 
Euro nach § 213 Absatz 2a Satz 1 SGB VI erfolgt mit Arti- 
kel 4 im Jahr 2013 eine weitere Verminderung um 1 Mrd. 
Euro und in den Jahren 2014 bis 2016 um jeweils 1,25 Mrd. 
Euro zum Zwecke der Konsolidierung des Bundeshaushalts. 

Zu Artikel 5 

Ab dem Jahr 2017 wird der allgemeine Bundeszuschuss an 
die allgemeine Rentenversicherung nicht mehr zusätzlich 
vermindert. 

Zu Artikel 6 

Die Vorschrift regelt in Absatz 1 das Inkrafttreten des Geset- 
zes zum 1. Januar 2013. 

Die Befristung der Absenkung des allgemeinen Bundeszu- 
schusses an die allgemeine Rentenversicherung wird in 
Absatz 2 festgeschrieben. Durch die Aufhebung des neu ein- 
gefugten § 2 1 3 Absatz 2a Satz 3 zum 1 . Januar 2017 wird ab 
dem Jahr 2017 der allgemeine Bundeszuschuss nicht mehr 
zusätzlich vermindert. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des Ge- 
setzes geprüft. 

Mit dem Gesetz werden die im Kabinettbeschluss zu den 
Eckwerten für den Entwurf des Bundeshaushalts 2013 und 
des Finanzplans bis zum Jahre 2016 vorgesehenen Konsoli- 
dierungsmaßnahmen in den Bereichen der Arbeitsförderung, 
der gesetzlichen Krankenversicherung und der gesetzlichen 
Rentenversicherung umgesetzt. Danach fällt die Beteiligung 
des Bundes an den Kosten der Arbeitsförderung im Dritten 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB 111) weg. Der Eingliederungs- 
beitrag der Bundesagentur für Arbeit, den sie in Höhe der 
Hälfte der jährlichen Aufwendungen für die Eingliederungs- 
leistungen und Verwaltungskosten in der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende (Zweites Buch Sozialgesetzbuch - SGB 11) 
an den Bundeshaushalt zahlt, wird aufgehoben. Der jährliche 
Bundeszuschuss an den Gesundheitsfonds wird im Jahr 2013 
einmalig vennindert. Der allgemeine Bundeszuschuss an die 
allgemeine Rentenversicherung wird für die Jahre 2013 bis 
2016 gekürzt. 

Durch das Gesetz entsteht kein Erfüllungsaufwand für Wirt- 
schaft sowie Bürgerinnen und Bürger. 

Aufgrund der vorgesehenen Konsolidierungsmaßnahmen im 
Bereich der Arbeitsförderung reduziert sich der Erfüllungs- 
aufwand für die Verwaltung geringfügig, da die entsprechen- 
den Überweisungen beziehungsweise Verrechnungen nicht 
mehr getätigt werden müssen. 

Der Nationale Normenkontrollrat hat im Rahmen seines ge- 
setzlichen Prüfauftrags keine Bedenken gegen das Rege- 
lungsvorhaben. 
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